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Vernehmlassung Teilrevision des Fernmeldegesetzes (FMG) im Bereich Sicherheit 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 27. Mai 2026 haben Sie unsere Konferenz eingeladen, an obgenannter 
Vernehmlassung teilzunehmen. Dafür danken wie Ihnen bestens.  
 
Die SSK begrüsst die mit der Teilrevision des Fernmeldegesetzes vorgesehenen Massnahmen zur 
Erhöhung der Sicherheit der Fernmeldeinfrastrukturen und -dienste zum Schutz vor Cyberrisiken. Zu den 
für die Strafverfolgung, namentlich die Staatsanwaltschaft relevanten Artikeln 6a und 6b VE-FMG 
möchten wir uns gerne näher äussern:  
 
Wir begrüssen es sehr, dass der Anwendungsbereich von Art. 6a auf alle Vertragsverhältnisse ausgedehnt 
wird und unabhängig davon, wie die Rechnungsstellung erfolgt oder welche Nummernkategorie 
(Festnetz- oder Mobilnummer) involviert ist.  
 
Art. 6a Absatz 2 VE-FMG muss jedoch unseres Erachtens zwingend überarbeitet werden, und zwar aus 
folgendem Grund: 
 
In der Regel weiss nur der Dienst ÜPF (nachfolgend DÜPF) und der jeweils betroffene 
mitwirkungspflichtige Fernmeldeanbieter (nachfolgend FDA), welcher Anschluss bereits einer laufenden 
Überwachung unterliegt.  Artikel 6a Abs. 2 VE FMG nimmt jedoch die «zuständigen Behörden» in die 
Pflicht. Der erläuternde Bericht sagt dazu: «Bei einer Sperrung nach Absatz 1 haben die zuständigen 
Strafverfolgungsbehörden sicherzustellen, dass keine Sperrung erfolgt, wenn die Telefonnummer oder der 
Internetzugang Gegenstand eines Überwachungsauftrags des Dienstes Überwachung Post- und 
Fernmeldeverkehr (Dienst ÜPF) ist. Die zuständigen Behörden müssen dies sicherstellen, soweit ihnen 
der Umstand einer laufenden Überwachung bekannt ist. In diesen Fällen erfolgt eine Rücksprache mit 
dem Dienst ÜPF.» 
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Wie das in der Praxis funktionieren soll, erhellt sich uns nicht. Zur Sperrung verpflichtet sind die FDA. Eine 
solche Sperrung erfolgt nicht durch die Strafbehörden. Vor der Sperrung eines überwachten Anschlusses 
muss deshalb der betroffene FDA mit dem Dienst ÜPF Rücksprache nehmen und darf erst sperren, wenn 
der Dienst ÜPF grünes Licht dazu gibt. Dazu muss der DÜPF seinerseits mit der (die Überwachung) 
anordnenden Behörde Rücksprache nehmen, bevor er die die Sperrung erlaubt. Der DÜPF nimmt dabei 
eine Art Drehscheibenfunktion wahr. Dies dürfte beim DÜPF etwas mehr Aufwand generieren. Es führt 
aber letztlich kein Weg an dieser Lösung vorbei, da nur der DÜPF die Übersicht hat, welche Anschlüsse 
überwacht werden.  

 
Der Gesetzestext muss deshalb konkret festhalten, dass  
 

1. vor einer Sperrung nach Art. 6a Abs. 1 VE-FMG, der betroffene FDA immer zuerst mit dem DÜPF 
Kontakt aufnimmt zwecks Rücksprache mit der anordnenden Strafbehörde einer bereits 
laufenden Überwachung und  
 

2. bis zur Rückmeldung keine Sperrung erfolgen darf. 
 
 
Den neuen Artikel 6b begrüssen wir. Wir möchten jedoch auf einige Punkte hinweisen, die aus Sicht der 
SSK angepasst werden müssen: 
 

• Im Strafrecht spricht man von Anfangsverdacht, hinreichendem Tatverdacht oder dringendem 
Tatverdacht. Die Formulierung «bei einem begründeten Verdacht» in Absatz 1 (betrifft nur die 
deutsche Version) ist kein Terminus technicus, weshalb er zu streichen ist. Diese Formulierung 
haben wir bereits anlässlich der Vernehmlassung zur Revision des Flugpassagiergesetzes (2022) 
kritisiert. 
 

• Die fünftägige Sperrung in Absatz 1 halten wir mit Blick auf die Praxis für zu kurz. Sie sollte auf 10 
Tage ausgedehnt werden.  
 

• Die Sperrung nur bei Vorliegen eines Betruges ist zu eng definiert und schliesst andere Delikte wie 
z.B. Verbreitung von Kinderpornografie, Identitätsmissbrauch etc. aus. Unseres Erachtens 
müsste die Sperrung mindestens bei allen Verbrechen, besser auch bei schweren Vergehen 
möglich sein. 
 

• Absatz 1 des Vorentwurfs sieht weiter vor, dass die Sperrung auf Hinweis von fedpol erfolgt. Aus 
Sicht des Bundes scheinen diese neuen Kompetenzen von fedpol in Zusammenarbeit mit dem 
BACS als Anlaufstelle für Cybervorfälle und -bedrohungen folgerichtig. Die in Absatz 1 genannten 
Betrugsmeldungen gehen jedoch in der Regel bei den Kantonspolizeien ein – oft auch in Fällen, 
bei denen (noch) kein Schaden entstanden ist. Wir fragen uns, wie denn hier der Meldeweg 
ausgestaltet werden soll. Dazu äussern sich weder Vorlage noch Erläuterungen. Soll die Kapo  
den Fall dem fedpol melden und diese wiederum der Anbieterin? Das wäre schwerfällig und 
angesichts der Dringlichkeit des Handlungsbedarfs in solchen Fällen zu langwierig. Die 
Sperrungen müssen deshalb auch auf Hinweis der kantonalen Polizeistellen durchgesetzt 
werden können. 
 

• Zu Absatz 2: Es sollten nicht nur schweizerische Domainnamen (.ch / .swiss) gesperrt werden 
können, sondern alle von der Schweiz aus erreichbare Domainnamen. Dieses Vorgehen wird 
bereits bei illegalen Geldspielangeboten erfolgreich umgesetzt (vgl. Art. 86 ff. Geldspielgesetz). 
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• Zu Absatz 3: Da die Sperrungen auch auf Hinweis der kantonalen Polizeistellen zu erfolgen 
haben, müsste das BACS sowohl fedpol als auch die kantonalen Polizeistellen unterstützen. 

 
 
Für die Berücksichtigung unserer Anliegen danken wir bestens. 
 
 
 

Freundliche Grüsse 

 
Christoph Ill, Präsident SSK 
Erster Staatsanwalt des Kantons St. Gallen 
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